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Charakteristika der japanischen Wirtschaft:

· hohe Wachstumsraten des Sozialproduktes

· enormes Wachstum des Außenhandelssektor 70-90, obwohl alle Rohstoffe importiert werden mussten

· Aber Belastung der Leistungsbilanzen und Beschäftigungsgrade der Partnerländer
Strategie:

· Importseitig nicht tarifäre Protektion (keine Zölle) der innl. Wirtschaft

· Exportseitig – Exportförderung
Japan AG:

1. Kooperation zwischen Staat und privater Wirtschaft wobei Staat unternehmerisch denkender Träger ist. 

a. Exportförderung durch Steuervorteile, Subventionen

b. Importhandelssystem also durften dort nur jap. Agenten handeln. Entmutigung ausländischer Direktinvestoren

c. Staatlich kontrollierte Ressourcenallokation d.h. Preise für Devisen und Kapital wurden künstlich unter dem Marktniveau gehalten

d. Wirtschaftspolitik förderte Privatsektor dafür Vernachlässigung  der Versorgung mit öffentlichen Gütern zugunsten niedriger Steuer und Abgabenbelastung für Unternehmen

Träger:

· Ministry of Intern. Trade and Industry

· Japan Development Bank

Fragen:

· Noch stärkeres Wachstum in einem liberalen Umfeld? Renditen lassen eher auf Fehlallokation der Ressourcen schliessen

2. Kooperation zwischen Unternehmen selbst (ohne Kartelle sog. Keiretsu)

· informeller Info Austausch unter Spitzenmanagern

· Kapitalverflechtungen

· Nur einige wenige Geschäftsbanken

· Verbindung jeder Keiretsu mit einer großen Außenhandelsgesellschaft welche Ein- und Ausfuhren abwickelt und Substitutionsgüterimporte abfiltert

· Strukturen zwischen Keiretsu und dessen Zulieferern und Vetriebspartnern

Ergebnis:

· importseitig riesigen Katalog staatlicher und privater Handels und Markteintrittsbarrieren
· exportseitig sehr kompetative Preise  denn auf dem geschützten Binnenmarkt wurden über Large Scale Economics hohe Gewinne erzielt

Wirkungen:

· Exporte reagieren nur gering auf Yen-Aufwertungen weil USD Exportpreise

· Preise japanischer Güter auf dem lokalen Markt liegen deutlich über den Preisen derselben Güter auf dem Exportmarkt. 

Risiken:

· Exportförderung durch Importbeschränkungen und Subventionen setzt auf Kostendegression durch Mengeneffekte. Somit ist man auf Mengenexpansion auf den In- und Auslandsmärkten angewiesen

· Banken haben auch zu schwache U´s gefördert

Strategien der Handelspartner:

· Multilaterale Strategien: entgegen GATT aber USA entkräftete dies

· Bilaterale Strategien: Schutzinstrument sind „freiwillige Selbstbeschränkungsabkommen“ zwar Mengeneinschränkung aber Kintengent-Renten d.h. Preissteigerungen mittels Angebotsverknappung und Zölle würden die Renten abschöpfen

Grundlagen der Welthandelsordnung:

· 1945 Gründung ITO, IWF und Weltbank

· GATT hat Rolle des IFO übernommen. Ist ein Zoll und Handelsabkommen

· 1995 Gründung der WTO in der GATT aufging. 144 Mitglieder

Zielsetzung WTO:

( Erhöhung der Realeinkommen und Lebensstandard der Mitgliedsstaaten und Sicherung Vollbeschäftigung  DURCH ein multilaterales Handelssystem auf Basis der Freihandelsstrategie und Überwachung der Regeln für Welthandel,

Instrumente:

· möglichst vollständiger Abbau nationaler und regionaler Handelsbeschränkungen (gegenseitige Zugeständnissee = Reziprozität)

· Anwendung des Meistbegünstigtenprinzips
· Kompensation bei Verstoß gegen WTO Regeln

· Streitschlichtung durch Konsultationen

( Dabei zum Fortschritt der EW Länder beitragen und auf Umwelt achten

Die institutionelle Struktur der WTO:

Drei Multilaterale Abkommen:

(1) GATT = Rat für Handel mit Waren. Reduktion der Zölle um 40% erreicht, Agrarsubventionen runter, Liberalisierung des Textilhandels, Verbot bilateraler Absprachen. Die Stützungsmaßnahmen werden in drei Kategorien eingeteilt:

a. Amber Box: deutliche verzerrende Wirkung wie Preisstützen sind abbaupflichtig

b. Blue Box: geringe Handelsverzerrung wie Einkommenshilfe sind nicht abbaupflichtig

c. Green box: ohne Handelsverzerrung wie Umwelt Maßnahmen nicht abbaupflichtig

Nichttarifäre Handelbeschränkungen wie Kontingente oder Genehmigungspflichten dürfen weder neu eingeführt noch beibehalten werden. Ausnahmen sind Landwirtschaft, EW Länder, bei ZB Schwierigkeiten oder Notstandmaßnahmen (bei überhöhter Einführung ausl. Waren die inländische Erzeuger bedrohen). Heutige Probleme sind EU Agrar Politik (Beschränkungen auf US Produkte), US Exportförderungspolitik, Globalisierungsgegner und Integration Umwelt.

(2) GATS = Rat für Handel mit Dienstleistungen (audiovisuell, Finanzdienstleistungen, freiberufliche Tätigkeiten, Tourismus). 

Verbot von Zugangsquoten, Monopolen oder Exklusivrechten. Enthält Rahmenabkommen, sektorspezifische Regelungen und Liberalisierungsverpflichtungen der einzelnen Länder. Problem: Privatisierung öffentlicher Infrastrukturangebote. 

(3) TRIPS = Rat für Rechte am geistigen Eigentum wie z.B. Kunst, Literatur.

Zwei Exekutivorgane:

(1) Handelspolitische Länderprüfungen

(2) Streitbeilegungsmechanismus

Die Grundlagen regionaler Handelspolitik:

( Regional realökonomische Integration = Liberalisierung des Handels innerhalb bstimmter Wirtschaftsräume

(1) Der Präferenzraum: Land räumt einem oder mehreren Anderen für bestimmte Güter Zollpräferenzen ein.

(2) Freihandelszone: Im Innenverhältnis werden alle Zööe abgeschafft aber jedes Land der Zone behält seine individuellen Zölle gegenüber Drittländern

(3) Zollunion: Gemeinsame Außenzölle gegenüber Drittländern. Partiell = Im Innenhalndel weiterhin Zölle. Totale ZU = vollst. Liberalisierung des Binnenhandels

(4) Gemeinsamer Markt: Liberalisierung der regionalen Güter und Faktorwanderungen (Arbeit, Kapital)

Die institutionelle Struktur der EU:

EU Kommission: 
Vorschlagsrecht für das Gesetzgebungsverfahren

Der Rat: 

Entscheidungsrecht über die Gestzesvorlagen

EU Parlament: 
Stellungnahmen abgeben, Mitentscheidungsrecht bei Haushalt, kontrolliert die Kommission.

Gerichtshof:
Sichert die Wahrung des Rechts

Rechnungshof: 
Prüft Einnahmen / Ausgaben der EG

Die Kernstücke der EG – Binnenmarktordnung:

( Der freie Waren-, Personen-, Diensteistungs- und  Kapitalverkehr

( Die gemeinsamen Politiken

(1) Agrarpolitik

(2) Strukturpolitik

(3) Sozialpolitik

(4) Sonstige int. Politiken

1) Warum Agrarpolitik? Sind Grundbedürfnisse, Autarkie im Grundbedürfnisbereich, Einkommenssicherung für Landwirte, Autarkie verlangt Überproduktion wegen natürlicher Einbrüche, Weltmarkt nur Überschussmarkt und sehr volatil. Ziele sind: Steigerung der Produktivität, ang. Lebenshaltung der Landwirte, Stabilisierung der Märkte, Sicherstellung der Versorgung, angemessene Preise. Elemente der Agrarpolitik:

· Einheitlichkeit des Marktes: keinerlei Beschränkungen und Behinderungen innerhalb der Gemeinschaft, System gemeinsamer Preise (Obergrenze um zu importieren, Untergrenze um Aufkäufe auf zu lösen)

· Die Gemeinschaftspräferenz: Bei niedrigen Weltmarktpreisen werden Importeinfuhrzölle erhoben

· Die finanzielle Solidarität: Europ. Garantiefonds für Agrarpolitik

Die Reform der Agrarpolitik: 

Problem: Agrarmarktordnung schafft Anreiz zu Produktionsüberschüssen und führt zu Belastung des EU Haushalts und zu Konflikten mit Drittländern. Einführung von Garantieschwellen (Mitverantwortungsabgaben; Kürzungen von Beihilfen), Garantiequoten, Delors Paket (Kürzungen bei Überschreitungen von Produktionsschwellen) und produktionsneutrale Einkommensbeihilfen. 

2) Gemeinsame Strukturpolitik  zur Stärkung des Zusammenhalts, Umverteilung zwischen den Regionen, Bekämpfung der Langzeitarbeitslosigkeit. Instrumente:

· Strukturfonds insb. der Eurp. Fonds f. region. Entwicklung

· Europäische Investitionsbank

· Kohäsionsfonds für besonders Strukturschwache Länder

3) Sozialpolitik: Zur Garantie sozialer Rechte, Steigerung der Beschäftigung. Instrumente: 

· Europ. Sozialfonds (Für Maßnahmen zur Bekämpfung von Jugendarbeitslosigkeit)

· Sozialvorschriften (Förderung, keine Verpflichtung zur Zusammenarbeit in sozialen Fragen)

4) Sonstige interne Politiken: 

· Verkehrspolitik (TGV Frau-Paris)

· Technologiepolitik (Raumfahrt)

· Energiepolitik

· Unweltpolitik

· Sonstige wie Bildung (Sokrates Programm)

Die Finanzierungsverfassung der EG:

( Volumen 89,6 Mrd. Euro 2000

Finanzierung über:

1. Eigene Einnahmen: Einnahmen aus dem Handel mit Drittländer durch Agrarabschöpfungen und Güterzölle

2. ergänzende Finanzierungsquellen: Teil der MWST

3. BSP Eigenanteil

4. sonstige wie HH Einnahmen wie Abgaben für EU Bedienstete, Gebühren, Zinsen

Die Osterweiterung:

2 Gruppen zur Aufnahme erstellt. Gruppenaufnahme stand zur Diskussion ist aber meist unumgänglich.

Ziel der Beitrittsländer:

· Ersatz des zusammengebrochenen RGW

· Anreize für ausländische Investoren

· Unterstützung der EU bei Transformationsprozess und struktureller Angleichung

Vorraussetzung für die Mitgliedschaft:

1. Stabilität für eine demokratische und rechtsstaatliche Ordnung
2. Wahrung der Menschenrechte, Schutz von Minderheiten

3. funktionsfähige Marktwirtschaft
4. Fähigkeit dem Wettbewerbsdruck innerhalb der EU standzuhalten

5. Bereitschaft die resultierenden Verpflichtungen und Ziele zu übernehmen  (Hygienestandards, Acquis Communautaire) 

Die Pros einer Aufnahme:

· Gütermärkte: bestehende Handelsbeziehungen werden an Dynamik gewinnen – Wohlfahrtsgewinne durch Handelsschaffung

· Faktormärkte:  Die Erweiterung fördert die effizientere Verteilung des Arbeitskräftepotentials innerhalb Europas. Höhere Löhne im alten Europa spiegeln höhere Arbeitsproduktivität wieder. Eine Abwanderung von Ost nach West steigert Wohlstandsniceau der EU als Ganzes. (regionale Fakorallokation)

· Sicherheitspol. Erwägungen: Politische und wirtschaftliche Instabilität ist Unsicherheitsfaktor der Geld kostet wie etwa Rüstungsausgaben. Durch EU Beitritt Einsparungen möglich

· Integration der Türkei als Zeichen für friedliche Koexistenz zwischen Moslmes und Christen

· Durch Abwanderung von Dt. U´s nach Osten könnten starre dt. Arbeitsmarktstrukturen aufbrechen. Aber können Osteuropäer dem Preisdruck standhalten? Evtl .Inflation. 

Die Kontras einer Aufnahme:

· Strukturelle verschiebung auf den Gütermärkten: Der handel mit komplementären Gütern (interindustrieller Handel) findet auch ohne Erweiterung statt. 

· Strukturelle verschiebung auf den Arbeitsmärkten: Abwanderung für Ost sher attraktiv (Löhne, Stellen, Versicherung). Nicht bedrohlich aber:

· Konkurrenz Druck steigt, Löhne sinken

· Inflexible Arbeitsmärkte werden durch Zuwanderung überfordert

· Dt. Soziales System schafft allokativ nicht zu rechtfertigende Abwanderungsgründe

· Einkommensgefälle und finanzieller Transferbedarf in die Beitrittländer: Ost kann erhebliche Transfermittel beantragen die West bezahlen muss. 

· Zwang zu institutionellen Reformen: begrenzte Zahl von Kommissaren und Einstimmigkeitsentscheidungen werden schwieriger (Handlungsunfähigkeit)

Lösungsansätze:

1. Konzentrischer Zirkel: Kern Europa und mehrer Kreise

2. Verschiedene Geschwindigkeiten: Integrations - Zielsetzung aber jedes Land kann das Ziel zu unterschiedlichem Zeitpunkt erreichen. 

3. Europa a la carte: kein gemeinsames Ziel, felxible Integration mit obligatorischen und fakultativen Komponenten
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